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3. Oktober 

»Tag der Deutschen" erhalten! 
ö
Pltzenpolitiker der CDU 

f.eutschlands haben sich 

k
Urden Erhalt des 3. Okto- 

a|s   Nationalfeiertag 
gesprochen.   Die   rot- 

L   ne      Bundesregierung 
at v°rgeschlagen, ihn zu 
treichen. 

^ »Der Vorschlag, den Tag 
deutschen Einheit abzu- 

lcr>.  ist  abwegig  ge- 

schichtsvergessen und un- 
mittelbar vor dem 15. Jah- 

restag des Mauerfalls ein- 
fach nur beschämend", sag- 
te die Vorsitzende der CDU 

Deutschlands und der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, 
Angela Merkel. „Wer den 
Tag der Einheit aufgibt, gibt 
einen Kern unserer nationa- 

len Identität auf." 
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3. Oktober 

HEUTE AKTUELL 

Karl-Josef Laumann: Wir 
stehen vor einem bitteren 
Winter (Seite 6) Be- 
schluss des Bundesfach- 
ausschusses Agrarpoli- 
tik: Zuckerwirtschaft in 
Deutschland und Europa 
sichern (Seite 8-9) Bun- 
desfachausschuss Agrar- 
politik: EU muss auf Quo- 
tenaufstockung verzich- 
ten (Seite 9) Interne 
Kommunikation: Umbau 
des Mitgliedernetzes geht 
voran (Seite 10-11) 
Michael Meister: Versün- 
digung an künftigen Ge- 
nerationen (Seite 12) 
Klaus Brähmig: Fußball- 
WM 2006: Tourismusbran- 
che einbeziehen (Seite 12- 
13) Martina Krogmann: 
Digitale Signatur muss 
endlich voran kommen 
(Seite 14) Thomas Ra- 
chel: Aktiver Sterbehilfe 
keine Tür öffnen (Seite 14- 
15) Hartmut Koschyk, 
Clemens Binniger: Schily 
steht vor einem Scherben- 
haufen (Seite 15-16) 
Peter Götz: Standortkom- 
munen nicht im Regen 
stehen lassen (Seite 16) 

• CDU-Generalsekretär 

Laurenz Meyer erklärte, der 
Vorschlag der Bundesregie- 
rung sei „unpatriotisch", „Die 
Idee, den dritten Oktober 
abzuschaffen, halte ich für 
absurd und sie zeigt nur, dass 

diese Regierung keine posi- 
tive Haltung zur deutschen 
Einheit und zu den Emotio- 
nen hat, die sich mit der Wie- 
dervereinigung verbinden. 
Ganz offensichtlich steht 
der Regierung das Wasser 

bis zum Hals - sonst würde 
sie solche unsinnigen Vor- 
schläge nicht machen." Zu- 
dem verstricke sich die 
Bundesregierung in Wider- 
sprüche. „Wenn die Union 
sagt, die Deutschen müssen 
zwei Stunden in der Woche 
länger arbeiten, veranstal- 

ten Regierung und DGB ei- 
nen Aufstand. Mehrarbeit 
über Feiertage ist aber plötz- 
lich ein positives Mittel", so 

Meyer. 
Als „völlig abwegig" hat der 
stellvertretende Bundesvor- 

sitzende der CDU Deutsch- 
lands, Christoph Bohr, die 
Forderung nach Abschaf- 
fung des Tages der Deut- 
schen Einheit kritisiert. 
Bohr, zugleich Landes- und 

Fraktionsvorsitzender de| 
CDU Rheinland-Pfalz, wies 
darauf hin, dass keine Nati- 
on auf dieser Welt, die nod1 

einen Funken Nationalstolz 

in sich trage, ernsthaft ihren 
identitätsstiftenden Natio- 
nalfeiertag abschaffen wol- 
le. Das Geschenk der Deut- 
schen Einheit würde durd1 

eine solche Geste mit Füßen 

getreten werden. „Wer kann 
sich vorstellen, dass Frank- 
reich den 14. Juli oder dass 
die USA den 4. Juli abschaf- 

fen würden? Über Mehrar- 
beit, über eine Erhöhung 
der Wochenarbeitszeit lass 

sich gerne diskutieren. De" 
Tag der Deutschen Einheit 
zur Disposition zu  stelle11' 

weil Herr Eichel mit seinj 
Kasse nicht klar kommt, wä- 

re aber ein fatales Signal W 

Deutschland." 
Der     Vorsitzende     de5 

nordrheinwestfälischen 

Landesverbandes,     Jürg1 

Rüttgers, kündigt an, das 
die Landtagsfraktion die vo11 

derrot-grünen Bundesreg,e 

rung geplante Streich^ 
des Feiertags „Tag der De^t 

sehen Einheit" zum Then1 

im Landtag machen wero 
Jürgen  Rüttgers  kritisiert6 
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3- Oktober 

clas Vorhaben von Bundes- 
kanzler Schröder und Fi- 
nanzminister   Eichel:   „Der 
3- Oktober ist der Tag der 
Putschen Einheit, nicht der 
4- Oktober oder der 7. Okto- 
ber. Wir sind glücklich, dass 
^ Teilung nach vier Jahr- 
2ehnten überwunden wor- 
den ist. Das ist und bleibt in 
Jedem Jahr ein besonderer 
Grund zum Feiern. Der Tag 
er Einheit gehört zur Iden- 
ltat unseres Landes. Wir 

dürfen unsere Identität nicht 
erri Sparzwang opfern." 

Rüttgers: „Patriotismus ist 
Vaterlandsliebe. Die Liebe 
*ü Deutschland ist ein wich- 
Vr Wert. Wir müssen die 

^aterlandsliebe       pflegen. 
a2u gehören Anlässe und 

Gedenktage. Der Vorschlag 
°n Schröder und Eichel ver- 
at viel über die innere Ein- 
e|,ung von Rot-Grün zum 
att"iotismus. Sie fürchten 
^triotische    Gefühle    für 

eutschland   immer   noch. 
Öa s'st falsch." 

Die Absicht, den Tag der 
Deutschen Einheit künftig 
stets auf einen Sonntag zu 
legen, sei ein Verrat an dem 
wichtigsten Erinnerungsda- 
tum der Deutschen Einheit 
selbst, sagte der Vorsit- 
zende des EAK, Thomas Ra- 

. „Schröder und Eichel 
bekennen mit solchen Plä- 
nen einmal mehr ihre Ge- 
ringschätzung sowohl des 
Sonntags als des Tags der 
Ruhe und des Gottesdien- 
stes als auch der Pflege und 
Förderung unserer nationa- 
len Identität und Einheit. 
Mit beidem kann diese Re- 
gierung, wie sie ja nun schon 
des Öfteren gezeigt hat, 
recht wenig anfangen". 

Eine Verlegung des Tags 
der Deutschen Einheit wäre 
nach Ansicht des hessi- 
schen Ministerpräsidenten, 
Roland Koch, ein „erbärm- 
licher, unhistorischer Schritt". 
„Statt kleinkarierter Feier- 
tags- Diskussionen braucht 
Deutschland  dringlich  Re- 

formen am Arbeitsmarkt 
mit mehr Flexibilität und 
Bündnissen für Arbeit in 
den Betrieben - nurso kann 
die Konjunktur wieder an- 

gekurbelt werden." 
Hart fällt auch das Ur- 

teil des sächsischen Minis- 
terpräsidenten, Georg Mil- 

adt, aus: „Ich halte das für 
eine Schnapsidee. Die Bun- 
desregierung muss das 
Wasser am Hals, ja an den 
Lippen spüren, um einen 
solchen unausgegorenen 

Vorschlag zu machen." 
Der Sachsen-Anhalti- 

nische Ministerpräsident, 
Wolfgang Böhmer, erklär- 
te, der 3. Oktober sei ein 
Tag der „nationalen Wür- 
de". „Ihn abschaffen zu wol- 
len, beweist, dass kein inne- 
rer Bezug zu diesem Tag be- 
steht." „Kein Land der Welt 
würde einen solchen natio- 
nalen Feiertag aufgeben", 

meint der thüringische 
Ministerpräsident, Dieter 
Althaus. 

Wer  seine   Geschichte   ver- 
^herbelt, dem ist sie nichts 

ert-    Süddeutsche Zeitung 

ufdie Idee, den französischen 
üatshaushalt auf Kosten des 

Nationalfeiertags am 14. Juli 
Zu Sanieren, ist noch kein Fran- 
*°Se gekommen. Würde den- 

°c" ein französischer Finanz- 

minister mit dem Argument 
dafür werben, das sei aber 

nötig, um den Stabilitätspakt 
einzuhalten, wäre er in den Au- 
gen seiner Landsleute reif für 
die Psychiatrie. FAZ 

Würde ein Politiker den 
Franzosen an ihren heiligen 
14. Juli gehen, sie würden ihn 

in die Bastille werfen. Wer 
Amerikanern den 4. Juli ver- 
hunzt, müsste mit der 
Höchststrafe rechnen. 

Berliner Kurier 

„... das ist auch so eine 
Schnapsidee", Reinhard Bü- 
tikofer, Bundesvorsitzender 
B90/ Die Grünen 
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Sicherheitspolitik 

Neues Stationierungskonzept 

Landesverteidigung und Heimatschutz 
gefährdet 

Durch die Schließung von 
105 Bundeswehrstandorten 
siehtdieCDU/CSU-Bundes- 

tagsf raktion die Landesver- 
teidigung und den Katas- 
trophenschutz in Gefahr. 

„Wenn die Planungen von 
Verteidigungsminister Struck 

umgesetzt werden, dann ist 
Deutschland nicht mehr für 
einen Katastrophenfall ge- 
rüstet", erklärte Christian 
Schmidt. Der verteidigungs- 
politische Sprecher der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion kri- 
tisierte, dass die Weichen 

für Deutschlands Sicherheit 
falsch gestellt würden. Für 
Schmidt sind trotz der ein- 
schneidenden Maßnahmen 
weitere Schließungen abseh- 

bar. „Ich bezweifle, dass hier- 
mit das berühmte Ende der 
Fahnenstange erreicht wor- 
den ist", sagte er. Zugleich 
hielt er Struck vor, mit dem 
Stationierungskonzept ein- 
seitig die Bundeswehr zu ei- 
ner „Armee im Einsatz" um- 
zubauen und dabei die 
grundgesetzlich verankerte 

Pflicht zur Landesverteidi- 
gung zu ignorieren. Dies 

habe letztlich auch Auswir- 
kungen auf die Wehrpflicht. 
„Politisch wurde von Rot- 
Grün der Anfang vom En- 

Christian Schmidt 

de der Wehr- 
pflicht einge- 
läutet," fasste 
Schmidt zu- 
sammen. 

Sicher- 
heitspolitik 
d ü rfe sich 
nicht nur an 
der Kassenla- 
ge orientieren. 
Sicherheits- 

politik müsse 
sich in gleichem Maße an der 
veränderten Bedrohungs- 
lage ausrichten. Diese 
schließe nicht nur die Not- 
wendigkeit von Ausland- 
seinsätzen ein, sondern auch 
die Katastrophenhilfe und 
den Heimatschutz. Dieser 
werde bei Verteidigungsmi- 
nister Struck auf eine Stati- 
stenrolle zusammengestri- 
chen. Insbesondere in den 
kritischen Bereichen ABC- 
Abwehr und Pionierwesen 
verringere sich die Einsatz- 
bereitschaft erheblich. Der 
Bundeswehr fehle damit die 
Fähigkeit zur Abwehr asym- 
metrischer Bedrohungen, 
sagte der Fraktionssprecher. 

Schmidtfordertedie Bun- 
desregierung auf, Einschnit- 

te in die Strukturen zu stop- 
pen  und ein  Konzept vor- 

zulegen, das Heimatschutz 

und  Auslandseinsätze  mit' 

WEB-TIPP 

Für Ihre Arbeit vor Ort fin- 

den Sie im CDU-Mitglie- 

dernetz folgende Materia' 
lien der AG Verteidigung 
der Bundestagsfraktion: 

Argumentationsemp* 
fehlung für die Stan- 

dortschließungen 
Musterpressemittei- 

lung zu den Standort- 

schließungen 
Stellungnahme der 
CDU/CSU-Bundestags- 

fraktion „Landesvertei- 

digung und Heimat- 
schutz als Teil des Ge- 

samtkonzepts Sicher- 

heit" (März 2004) 
www.cdunet.de 
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Sicherheitspolitik 

einander verbindet. Für die 
betroffenen Regionen sei es 
"akzeptabel, wenn Struck 
Urkunde, er sei nicht für 
Strukturpolitik zuständig, 
Sagte Schmidt und erinnerte 
Gen Verteidigungsminister 
daran, dass dieser 1991 - 
dar"als als Oppositionspo- 
lltjker - Strukturhilfen für 
ßundeswehrstandorte ge- 
ordert hatte, die geschlos- 
sen werden sollten. In die- 
Sern Zusammenhang verwies 

Cnmidt auf einen Antrag der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 

tion, der vor wenigen Ta- 
gen in den Bundestag einge- 
bracht wurde. In diesem 
hattedieCDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion ihre Befürch- 
tung massiver Einschnitte in 
die Wirtschaftstätigkeit und 
in die Beschäftigungssitua- 
tion in vielen Kommunen im 
Fallevon Standortschließun- 
gen erklärt. In einem Sechs- 
Punkte-Plan zur Strukturpo- 

litik fordert die CDU/CSU 
unter anderem, dass die 
Liegenschaften, die von der 
Bundeswehr nicht mehr be- 

nötigt werden, verbilligt an 
die jeweiligen Kommunen 

oder an ansiedlungswillige 
Unternehmen abzugeben 
seien. Außerdem solle sich 
die Bundesregierung in 
Brüssel dafür einsetzen, Mit- 
tel aus den EU-Struktur- 
fonds für die einstigen Ar- 
meestandorte zu erhalten. 
Schmidt kündigte an, dass 

die CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion noch im November 

ein Sofortprogramm in den 
Deutschen Bundestag ein- 
bringenwerde. 

HINTERGRUND: NEUES STATIONIERUNGSKONZEPT 

°as neue Stationierungs- 

konzept ist ein Teil der 
Bundeswehrreform. Bis 
2°10 sollen knapp ein 
Mittel der derzeit 572 

Standorte aufgelöst wer- 
aen, 105 davon sind von 
Verteidigungsminister 
Struck neu festgelegt 
worden. Wichtigster Bau- 
stein der Umgestaltung 
st dabei eine neue Heer- 

Struktur. 
'eZahl der Divisionskom- 

rnandos soll von sieben auf 
Unf   verringert    werden. 
0n 22 Brigaden werden 

2vvölfundvon 123 Bataillo- 
nen werden 45 aufgelöst, 

^gleich steigt die Zahl der 
lr|satzkompanien und de- 

ren Fähigkeiten für Aus- 
andseinsätze. Die Zahl der 

Kampfpanzer wird bis 2010 
um gut zwei Drittel auf 350 
sinken. Von den acht Bun- 
desweh rkrankenhäusern 
werden vier geschlossen. 
20 der 60 Kreiswehrer- 
satzämter werden aufge- 
geben. Bei der Marine wer- 
den die bisherfünf Typflot- 
tillen zu zwei Einsatzflottil- 
len umgebildet. Bei der 

Luftwaffe werden die Divi- 
sionskommandos von vier 
auf drei gestrafft und bei 

der Streitkräftebasis die 27 
Verteidigungsbezirkskom- 

mandos aufgelöst. 
Verbunden mit dieser 

neuen Bundeswehrstruk- 
tur ist die Aufgabe von 
Standorten in fast allen 
Bundesländern. Von den 
105   Standorten,   die   bis 

zum Jahr 2010 geschlossen 
werden, haben die Hälfte 
weniger als 100 Dienst- 
posten, neun haben aller- 
dings mehr als 1.000 Dienst- 
posten. Bei 45 Standorten 
wird die Zahl der Soldaten 
um 200 und mehr aufge- 
stockt. Insgesamt soll es 
künftig nur noch 392 Stand- 
orte der Bundeswehr ge- 
ben. Besonders betroffen 
sind die Bundesländer 
Nordrhein-Westfalen (mi- 
nus 8.900 Dienstposten), 

Schleswig- Holstei n 
(-8.600), Bayern (-7.100) 
und Hessen (-5.700). Im 
Osten Deutschlands ist es 
vor allem Sachsen, das von 

seinen 9200 Dienstposten 
mit 4500 fast die Hälfte 
verliert. 
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Aktueller Arbeitsmarkt 

Karl-Josef Laumann: 

Wir stehen vor einem bitteren Winter 
Das Gesundbeten der Bun- 
desregierung hat nicht ge- 
holfen. Wir stehen vor ei- 
nem ganz bitteren Winter. 
Dass die saisonbereinigten 
Arbeitslosenzahlen seit 

neun Monaten permanent 
steigen, ist ein schlimmer 
Beleg für den konstanten 
Abwärtstrend am Arbeits- 

markt. 
Hinzu kommt, dass auch 

die leichte Aufwärtsent- 
wicklung bei den Erwerbs- 
tätigenzahlen reine Augen- 
wischerei ist. Mini-Jobber 
und staatlich subventio- 
nierte Kleinstunternehmer 
in Ich-AG's bilden kein soli- 
des Fundament für eine 
echte Trendwende am Ar- 
beitsmarkt. 

r 
1 

ä 
Rot-Grün steht damit vor 

einem Scherbenhaufen in 
der Beschäftigungspolitik. 

Anstelle von Statistik- 
tricks brauchen wir endlich 
echte Arbeitsplätze und 
mehr Existenzgründer, die 
auch neue Jobs schaffen. 
Dazu müssen wir den Blick 
auf die Wachstumsbranchen 

richten und die Vorausset- 
zung für einen dauerhaften 

höheren Wachstumspfad 
schaffen.Ohne mehr Wachs- 

tum geht es nicht. 
Gerade für die Millionen 

Arbeitslosen ist es schlimm. 
dasswirimkommendenJahr 

wieder die rote Wachstums- 
laterne in Europa überneh- 

men werden. Wer die Lage i 
Deutschland wirklich ver- 
bessern will, muss hier anset- 

zen. Die Union istdazu bereit 
und hatkonkrete Vorschläge 

für mehr Wachstum auf den 

Tisch gelegt. 
Karl-Josef Laumann ist 

der Vorsitzende der ArbeitS' 
gruppe Wirtschaft und Ar- 
beit der CDU/CSU-BundeS- 

tagsfraktion. 

HINTERGRUND: ARBEITSMARKT OKTOBER 2004 

Trotz der Hartz-IV-Reform 

stellen die bundesweit 
4,207 Erwerbslosen im Ok- 
tober noch keine Besse- 

rung am Arbeitsmarkt in 
Aussicht. Im Gegenteil: Ex- 
perten rechnen Anfang 
2005 mit der Überschrei- 
tung der Fünf-Millionen- 

Grenze. 
Die Arbeitslosenquote im 
Monatsvergleich sinkt um 
0,2 Prozentpunkte auf 
10,1%. Ein Grund  hierfür 

ist die Schaffung gem- 
einnütziger Ein-Euro-Jobs 
für Bezieher von Arbeitslo- 

senhilfe. 
Saisonale Gründe lassen - 
traditionell im Oktober - 
die Arbeitslosenzahlen sin- 
ken. Oktober 2004 beträgt 
der Rückgang 50.100 im 
Vergleich zum Vormonat. 
Dennoch übersteigt die jet- 
zige Erwerbslosenzahl da- 

mit die Arbeitslosenstatis- 
tik   des   Vorjahresmonats 

um 55.300 Arbeitslose. Der 

Oktober verzeichnet 1,704 
Millionen Langzeitarbeits- 

lose - 13.000 weniger als 
noch im September. Weiter 
sinkt die Zahl der erwerbs- 
losen Jugendlichen unter 

20 Jahren von 90.000 im 
Vormonat auf nun 79.000- 
Die Zahl der als unvermit' 
telt gemeldeten Bewerber 

um einen Ausbildungsplatz 

sinkt um 9.200 auf 35.400 

Menschen. 
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Aktueller Arbeitsmarkt 

Laurenz Meyer: 

Arbeitsmarktzahlen zeigen Handlungs- 
druck in Deutschland 

^onat für Monat beweisen 
d'e desolaten Zahlen am Ar- 
be'tsmarkt, welche schlim- 
men Folgen das Nichtstun 
und die Planlosigkeit von 

*°t-Grün für Bürger und 
Unternehmen in diesem 
Land haben. Immer neue 
Unsinnige Vorschläge die- 
er Bundesregierung bewir- 

ken immergrößere Verunsi- 
cfierung der Wirtschaft und 
der Menschen. Rot-Grüne 
Gesundbeterei hilft unse- 
j"en> Land nicht weiter. Wir 
buchen endlich eine Poli- 

tlk für Wachstum und Be- 
kräftigung. 

Die Diskussion über die 

'•Schaffung des Tags der 
eiJtschen Einheit als Feier- 

a§ zeigt die komplette Hilf- 
0s'gkeit von Rot-Grün. Bei 

eser Regierung geht es nur 

noch um das Verwalten des 

Mangels-füreine Politikfür 
Wachstum und Beschäfti- 

gungfehlt Schröderdie Kraft. 
Die Realität am Arbeits- 

markt stellt der Regierung 
ein verheerendes Zeugnis 
aus: 1,1 Millionen sozialversi- 
cherungspflichtige Beschäf- 
tigungsverhältnisse sind in 
den vergangenen zwei Jah- 
ren weggebrochen. Die ka- 

tastrophalen Folgen der wirt- 
schaftspolitischen Konzep- 
tionslosigkeit von Rot-Grün 
für die Menschen, für das 
Steuer- und Sozialsystem 
werden täglich immer klarer. 

Das Ziel Wachstum und 
Beschäftigung muss in den 

kommenden Jahren in der 
deutschen Politikoberste Pri- 
orität haben - nur so bekom- 
men wir wieder Handlungs- 
spielräume für die anderen 
Bereiche des politischen 
Handelns. Die CDU hat dafür 
konkrete Vorschläge präsen- 
tiert. Die Ankündigung von 
Regierung und SPD dagegen, 
in den nächsten zwei Jahren 

nichts zu tun und die Hände in 
den Schoß zu legen, muss an- 

gesichtsderLageder Arbeits- 
losen als Drohung für die 

Menschen wirken. 

EXPERTEN: ERFOLG DER EU-WIRTSCHAFTSST 5H Mm^iifi\iKw:nji>j 

,e Umsetzung der im 
März 2000 in Lissabon be- 
gossenen Strategie, die 
j"u bis 2010 zum wett- 
bewerbsfähigsten Wirt- 
Schaftsraum der Welt zu 
rriachen, ist „enttäu- 
schend". 

zu    diesem     Schluss 
k°mmt der  Bericht einer 

Expertengruppe, den der 
ehemalige niederländische 
Regierungschef Wim Kok 
präsentierte. Als Gründe 
dafür nannten die Experten 

eine überfrachtete Agenda 
und vor allem einen Mangel 
an „entschlossenem politi- 
schen Handeln". In mehre- 
ren Politikbereichen beste- 

he besonderer Handlungs- 
bedarf: Forschung und Ent- 
wicklung müssten Priorität 
genießen. Die Belastung der 
Unternehmen durch eine 
Vielzahl von Vorschriften 
solle insgesamt verkleinert, 
die schnelle Gründung von 
neuen Unternehmen müsse 
erleichtert werden. 
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Bundesfachausschuss Agrarpolitik 

Zuckerwirtschaft in Deutschland und 
Europa sichern 

Der Bundesfachausschuss 

Agrarpolitik der CDU 
Deutschlands hat auf sei- 
nerjüngsten Sitzung nach- 

folgenden Beschluss ge- 

fasst: 

I. Auswirkungen der 
Reform vorschlage 

Durch die radikalen Re- 
formvorschläge der EU 
Kommission mit Preissen- 
kungen von 37 % für 
Zuckerrüben drohen kata 
strophale Auswirkungen auf 
die Zuckerwirtschaft in 
Deutschland und in Europa 
sowie in den 49 ärmsten 
Ländern der Welt (LDC). 

a) Die EU-Kommission ge- 

fährdet mit ihren Vorschlä 
gen die Existenzgrundlage 
von 375.000 landwirtschaft- 
lichen Betrieben, 230Zucker- 

fabriken und rund 300.000 
Beschäftigten im Zuckersek 
tor der EU sowie seinem vor- 
und nachgelagerten Berei- 

chen. Allein in Deutschland 
sind über 50.000 Zuckerrü- 
ben anbauende Betriebe so- 
wie mehr als 20.000 Arbeits- 
plätze in der Zuckerwirt- 

schaft und deren Umfeld exi- 
stenziell betroffen. Die Re- 
formvorschläge widerspre- 
chen damit der von allen eu- 
ropäischen Regierungschefs 

in   Lissabon   beschlossenen 

Peter Bleser MdB ist Vorsitzender des 
Bundesfachausschusses Agrarpolitik der 
CDU Deutschlands. 

strategischen Zielsetzung, 
Europa zum wettbewerbs- 
fähigsten Standort der Welt 
zu machen. 

b) Die Kommissionsvor- 
schläge schaden den 49 ärms- 

ten Entwicklungsländern der 
Erde, die ihren Zucker dann 
nichtzu auskömmlichen Prei- 
sen in der Europäischen Union 

absetzen könnten. Erst kürz- 
lich habendie49ärmsten Ent- 
wicklungsländer die EU- 
Kommission scharf kritisiert 
und erklärt, dass der ge- 
währte Zugang zum EU- 
Markt ohneeinträgliche Prei- 
se wertlos sei. 

c) Reformvorschläge be- 
drohen die seit weit über 100 

Jahren praktizierte heimische 
Zuckererzeugung aus Rüben, 
welche unter höchsten Um- 
welt- und Sozialstandards 
stattfindet. 

d) Die Kommissionsvor- 

schläge würden die öffentli- 
chen Haushalte unter ande- 
rem durch den Verlust von 
Wirtschaftskraft in der EU 
und die erforderliche Kom- 
pensationszahlungen für Ent- 

wicklungsländer belasten. 

II. Forderungen 
DerBundesfachausschusser- 

kennt an, dass angesichts ge' 
änderter  Rahmenbedingum 

gen Anpassungen der Rege' 
lungen in der Zuckermarkt' 

Ordnung   erforderlich   sind- 
Die Umsetzung der Reform' 
vorschlage der EU-Kommis' 
sion würden aber keine An' 
passung, sondern in weiter1 

Teilen der EU das Ende der 

Zuckerproduktion bedeute11 

und werden deshalb entsend' 
den abgelehnt. Vorleistung' 

en im Vorgriff auf die Konkr^' 
tisierung der Rahmenbeding 

ungen aufgrund der WT° 
Verhandlungen, wie sie d' 
EU-Kommission   Vorschlag 
sind jedoch nicht angebrac»1 j 

a) Die von der Komm|s' 

sion vorgeschlagene Verku 
zung der geltenden Mal* 
Ordnung um ein Jahr ist e 

Vertrauensbruch.   Eine   Re 

form kann frühestens ab de 
Zuckerwirtschaftsjahr 2006' 

2007 in Betracht kommet 

Die   Laufzeit  der  nächst^ 
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^uckermarktordnung muss 
Wegen der notwendigen ln- 
Vestitions- und Planungssi- 
cherheit mindestens bis Ende 
2°12gehen. 

b) In den Zuckerrüben an- 
tuenden Gebieten der Euro- 
päischen Union muss auch 
We'terhin eine wirtschaftli- 
Crie Zuckerproduktion gesi- 
chertwerden. In Übereinstim- 
mung mit den ärmsten Län- 
aern der Erde wird die von der 
y vorgeschlagene drasti- 

sche Preissenkung abge- 
er,nt. Die Reduzierung des 

§emeinschaftlichen Preisni- 
Ve3us sollte in dem Umfang 
Und zu dem Zeitpunkt erfol- 
öer|, in dem dies durch neue 

^-Verpflichtungen erfor- 
derlichwird. 

c) Um die Außenhandels- 
bilanz der EU beim Zucker 

ngfristig zu neutralisieren 
s°Hten die Quoten für die hei- 
schen   Produzenten   sich 

am Gemeinschaftsverbrauch 
ausrichten. Die Kommission 
sollte dem Wunsch der am 
wenigsten entwickelten Län- 
der entsprechen und mit die- 
sen Ländern in Verhandlun- 
gen über eine Einbeziehung 
ihrer Lieferungen in das Men- 
genmanagement der Markt- 
ordnungeintreten. 

d) Bei den eventuell un- 
vermeidbaren Preissenkun- 
gen ist eine Ausgleichsrege- 
lung notwendig, die den Er- 
löseinbußen aus Preis- und 
Mengenkürzungen der Rü- 
benbauer gerecht wird und 
bei diesen ankommt. Diese 
Ausgleichsregelung muss 
einen dauerhaften und be- 
triebsindividuellen Ausgleich 
bis mindestens 2013 vorse- 

hen. Die vorgeschlagene Re- 
ferenzperiode von 2000 bis 
2002 als Bemessungsgrund- 
lage für die Ermittlung der 
Ausgleichszahlungen   muss 

durch eine Referenzperiode 
ersetzt werden, welche nä- 
her an der geplanten Einfüh- 
rung der Ausgleichszahlung 
liegt. 

e) Die Risiken ausden zoll- 

freien Präferenzeinfuhren 
dürfen nicht ausschließlich 
den europäischen Produzen- 
ten aufgebürdet werden. Des- 
halb ist eine Mitverantwor- 
tung der EU für die Marksta- 
bilisierung ebenso erforder- 

lich, wie die Einbeziehung der 
Präferenzlieferanten in ent- 
sprechende Maßnahmen. 

f) Des Weiteren sind 
Marktrisiken durch das Ver- 

bot von SWAP-Geschäften, 
strenge Ursprungskennzeich- 
nungsregelungen (Raffina- 
tion alleine darf keinen Ur- 
sprungverleihen) und die Be- 

grenzung der Präferenzein- 
fuhren auf die tatsächlichen 
Nettoüberschüsse der ein- 
zelnen Länderzuvermindern. 

EU MUSS BEI MILCH AUF QUOTENAUFSTOCKUNG VERZICHTEN 
D'e schlechten Auszahlungs- 
Preise für Milch werden für 
Unsere Erzeuger immer exis- 
tenzbedrohender. Zur Preis- 
tabilisjerung benötigen wir 

der EU eine Anpassung 
es Milchquotensystems an 

die Marktlage. 
Bei einer Überproduktion 

^Uss das Instrument der vor- 
ar>denen   Mengensteuerung 
°nsequent angewandt wer- 
en- Es ist völlig unverständ- 

">   dass   Bundesministerin 

Künast in Brüssel noch nicht 
tätig geworden ist. Wir brau- 
chen im EU-Agrarministerrat 
schnellstens eine Entschei- 
dung, dass die vorgesehene 
EU-weite Aufstockung der 
Milchquoten ausgesetzt wird. 
In diesem Zusammenhang wird 
wiedereinmalmehrdiesichwi- 
dersprechende Agrar- und un- 
glaubwürdige Verbraucher- 
schutzpolitik von Bundesmini- 
sterin Künast deutlich. Sie 
überzieht unsere heimischen 

Bauern ständig mit neuen Auf- 
lagen, aber vor den interna- 
tionalen Handelsinteressen 
knickt sie ein. Es werden Nah- 
rungsmittel aus anderen EU- 
und Drittstaaten akzeptiert, 
die unseren Produktionsstan- 
dards nicht entsprechen. Statt 
die hohen Standards der deut- 
schen Land- und Ernährungs- 
wirtschaft zu honorieren, wirft 
sie diesem wichtigen Bestand- 
teil der Volkswirtschaft ständig 
Knüppel zwischen die Beine. 
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Interne  Kommunikation 

Umbau des Mitgliedernetzes geht voran 
Pressemitteilung der CDU 
Deutschlands: „Der Online- 
Arbeitskreis Europapolitik 
der CDU hat heute be- 
schlossen, dass die Initia- 
tive der EU..." Noch han- 
delt es sich hierbei um Zu- 
kunftsmusik. Aber bis zum 
Frühjahr nächsten Jahres 
soll die Umsetzung weiter 
Teile des Beschlusses „Bür- 
gerpartei" erfolgt sein, der 
im vergangenen Dezember 
auf dem Parteitag in Leip- 
zig verabschiedet wurde. 
Und damit werden den Mit- 
gliedern im internen CDU- 
net (www.cdunet.de) zahl- 
reiche neue Möglichkeiten 
offen stehen. 

So sollen die Mitglieder im 
CDUnet schneller hochwer- 

tige Informationen finden 
und einfacher mit der Partei 
und anderen Mitgliedern in 
Kontakt kommen. Eine Neu- 
gestaltung des CDUnet war 
auch deshalb geboten, weil 
dessen Struktur seit dem 
Start   1999   organisch   ge- 

105 der insgesamt 503 Bundeswehr«tandorte win 
Verteidigungsminister Peter Struck schließen. Die rot-grun 
Bundesregierung setzt damit ihre Sicherheitspolitik nach 
Kassenlage fort. Eine Überzeugend« Konzeption, die sich i 
sicherheitspoll tischen Erfordernissen ausrichtet, fehlt. Die 
COU/CSU-Bundestagsfraktion hat eine Argumentationshilfe 
für die anstehenden Standortschließungen erstellt. Auch eir 
Muster-Pressemitteilung für die Arbeit vor Ort und eine 
Stellungnahme zur Stcherneitspolit* stehen zur Verfügung. 

•   ArgumenUöonsempfehkinv fur die anstehenden 
StandortschUe Bungen 

>semi«e»king zu den Standort» chließungen 

, Stellungnahme der CDU/CSU -Bunde st*gsfr*kt.on 
.LandesVerteidigung und Meimatschutz eis Teil das 
Gesamtkonieptt Sicherheit" (Man ?OW> 

evit 

• Rahmenverträge 

- und andere günstig 
Angebote hjr M«g*e«*f 

ii 
CDU-Mitgliedernetz jetzt 

wachsen und deshalb un- 
übersichtlich geworden war. 

Einige Änderungen im 
Mitgliedernetz wurden be- 
reits umgesetzt. Beispiels- 
weise kann jedes CDU-Mit- 

glied heute eine eigene 
E-Mail-Adresse im Format 
„lhr.Name@cdunet.de" er- 
halten. Dieser Service wird 
inzwischen von vielen Mit- 
gliedern genutzt. Außerdem 
wurde das  Informationsan- 

Wahlkampf in den USA: Teuerster aller Zeiten 

Der Kampf um das Weiße 
Haus zwischen Bush und 
Kerry war der teuerste 
Wahlkampf aller Zeiten. 
Nach ersten Berechnun- 
gen  haben   Parteien  und 

andere wahlkampfführen- 

de Organisationen insge- 
samt 1,2 Mrd. Dollar aus- 

gegeben. Die Hälfte dafür 
für insgesamt 750.000 
Funk- und Fernsehspots. 

gebot ausgebaut, etwa in den 
Bereichen „Webmaster" ode'' 
„Ideenbörse". Auch ein neue5 

Erscheinungsbild wurde be' 
reitsentwickelt.dasdieübei" 
sichtlichkeit desCDUnet ver- 

bessern soll. 
Konzeptionell weit fort' 

geschritten sind die Arbeite^ 

an folgenden Neuerungen: 
Online-Arbeitskreis*1 

Die Mitglieder eines Online' 
Arbeitskreises sollen eigen 

„Homepages" innerhalb de 
CDUnet erstellen, mit Inhal- 
ten befüllen und verwalte^ 
können. So können Ideen un 

Arbeitsmethoden unter de 
Mitgliedern rasch und effe 
tiv ausgetauscht werden. 

Forum: Zu den neuen 

Funktionalitäten sollen ein6 
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such- und Zitierfunktion, 
eir»e Abonnement-Möglich- 
st von Threads und die fei- 
ere Gliederung der Themen 
gehören. 

Umfangreiche Wissens- 
datenbank: So können Mit- 
8'ieder anderen Mitgliedern 
Formationen zur Verfügung 
bellen. 

Übersichtliche Navigati- 
°nsstruktur: Informationen 
S|nd so schnell und komfor- 
tabel zugänglich. 

Nutzerprofile: Änderung 
er   eigenen   Adressdaten 

durch die Mitglieder wird 
errnöglicht. 

DieCDU-Bundesgeschäfts- 
*te"e arbeitet zusammen mit 

er UBG derzeit an der tech- 
n'schen Umsetzung dieser 

nd weiterer Neuerungen. 
ereits auf dem Parteitag am 

, und 8. Dezember in Düssel- 
0rf können erste Ergebnisse 

Zukünftiges CDU-Mitgliedernetz 

präsentiert werden. Im Früh- 
jahr 2005 soll dann das weit- 

gehend umgebaute Mitglie- 
dernetz fertig sein. Beim Re- 
launch finden auch die Anre- 
gungen und Wünsche von re- 
gelmäßigen Nutzern des Mit- 
gliedernetzes    Berücksichti- 

gung, die in den vergangenen 

Monaten befragt wurden. Für 
weitere Anregungen ist die 
Redaktion des internen Mit- 
gliedernetzes jederzeit dank- 
bar - schreiben Sie einfach 
eine E-Mail an 
cdunet@cdu.de 

WAHLWERBUNG: TV ERFOLGREICHER ALS PLAKATE 

^emsehspots hatten bei 
den letzten Bundes- und 
J-andtagswahlen die größ- 
te Wirkung auf die Ent- 
kleidung der Wähler. 
, Zu diesem Ergebnis 
ommt eine repräsentative 
Tagung von Infratest di- 

^aP. die das Fachmagazin 
Poi'tik&kommunikation   in 
einer   aktuellen   Ausgabe 
eröffent|jchte_  41  % der 

B*fra 
Part 

gten gaben  an, dass 

sehen 
eienwerbung im Fern- 

eine "gewisse" bzw. 

eine "große" Rolle bei Ihrer 
Wahlentscheidung spielte. 
Während junge Leute für 
Wahlwerbung deutlich em- 
pfänglicher sind, nimmt mit 
zunehmendem Alter das In- 
teresse rapide ab. Kaum 
Einfluss hatte die Parteien- 
werbung im Internet. Insge- 
samt wurden sieben For- 
men der Wahlwerbung auf 
ihre Wirksamkeit bei der 
Wahlentscheidung unter- 
sucht. 41 % schrieben TV- 
Spots eine "gewisse" bzw. 

eine "große" Rolle zu, ge- 
folgt vom Infostand (30 %), 
Plakaten (28 %), Radio- 
spots (25 %), Werbebriefen 
(22 %), Flyern (20 %) und 
dem Internet (8 %). Zwi- 
schen Befragten mit und 
ohne Parteipräferenz gibt 
es kaum Unterschiede bei 
dieser Bewertung. Infratest 
dimap befragte vom 19.10. 
bis 20.10.04 insgesamt 
1002 zufällig ausgewählte 
Wahlberechtigte in Deutsch- 
land ab 18 Jahren. 
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Versündigung an 
künftigen 

Generationen 

Erklärung anlässlich der Er- 
gebnisse der Steuerschät- 

zung und der von der Bun- 
desregierung geplanten 
haushälterischen Maßnah- 

men: 
Finanzminister     Eichel 

treibt Deutschland weiter in 
die Schuldenfalle. Statt end- 
lich  die  Staatsfinanzen  zu 
konsolidieren und zu sparen, 
wird   weitergewurstelt   wie 

bisher. Die Ausgaben werden 
nicht zurückgeführt, sondern 
durch   einmalige   Privatisie- 
rungseinnahmen in 2005 ge- 
deckt: Neben 15,5 Mrd. € aus 
dem Verkauf von Post- und 
Telekomaktien sollen zusätz- 

liche 5,2 Mrd. € aus dem For- 
derungsverkauf    der    Pen- 

sionsverpflichtung von Post 
und Telekom erzielt werden. 

Damit werden fast 10 % der 
laufenden  Ausgaben   durch 
Einmaleinnahmen finanziert, 

die im  nächsten Jahr nicht 
mehr zur Verfügung stehen. 
Wie die Einnahmenlücke im 
nächsten  Jahr   geschlossen 

werden soll, bleibt völlig of- 
fen. Dies ist keine nachhal- 
tige, solide Haushaltspolitik, 
sondern der verzweifelte Ver- 
such einergescheiterten Bun- 

desregierung sich  über die 
Runden zu retten - zu Lasten 
zukünftiger Generationen. 

Michael Meister 

Auch die weiteren Spar- 
maßnahmen sind Kosmetik: 
Die Verschiebung des Tags 
der Deutschen Einheit auf ei- 

nen Sonntag soll ein zusätz- 
liches Wirtschaftswachstum 
vonO,l%bringen,alsoeinum 

gut 2 Mrd. € höheres BIP. Bei 
einer Steuerquote von 20 % 

fließen damit rd. 400 Mio. € 
zusätzlich in die Kassen von 

Bund, Ländern und Kommu- 
nen. Angesichts der Deck- 
ungslücken, die die verfehlte 
Wirtschaftspolitik aufreißt, 

ist dies nur ein Tropfen auf 
den heißen Stein und zeigt 
zudem den mangelnden Res- 
pekt vor der Geschichte. In 
Frankreich wäre es undenk- 
bar, den Nationalfeiertag des 
14. Juli 1789 auf einen Sonn- 
tag zu verlegen. 

Mit solchen Einmaleffek- 
ten lässt sich der Haushalt 
nicht sanieren. Erforderlich 
ist zunächst ein Kassensturz, 
bei dem Einnahmen und Aus- 
gaben solide bewertet wer- 
den. Daran müssensichdurch- 

greifende Reformen der Ar- 
beitsmarktordnung, des Steu- 
errechts und der Sozialsys- 
teme anschließen. 100.000 
Beschäftigte mehr würden 
die Haushalte des Bundes 
und der Bundesanstalt für Ar- 

beit um knapp 2 Mrd. Euro 
entlasten. Mehreinnahmen 

in dieser Höhe können mit 
den unzurei-chenden Spar- 
vorschlägen der Bundesre- 

gierung, die nur Einmalef- 

fekte auslösen, nicht nach- 
haltig erzielt werden. 

Michael Meister ist der 
finanzpolitische Fraktions- 

sprecher. 

Fußball-WM 2006: 
Tourismusbranche 

einbeziehen 

Erklärung zum Kartenver- 
kauf für die Fußball-Welt- 

meisterschaft 2006 und de" 
Perspektiven für ihre touri- 

stische Vermarktung: 
Deutschlands Chance"' 

sich mit der Fußball- 

meisterschaft 2006 den BJ 
suchern und der ganzen We 

als  attraktiven  TourismUs' 
Standort   zu    präsentieret 

werden durch die vor ku 

zem bekannt gewordene 

striktive Regelung zum Ve. 
kauf der Eintrittskarten le'' 
der deutlich verschlechte • 
Demnach können in-undau 

ländische  Reiseveranstalte 

keine Kartenkontingente e 
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werben, da nur ein Verkauf 
an Endkunden im Internet 
v°rgesehen ist. Die Bundes- 
regierung ist auch nicht be- 
re't, sich beim Organisati- 

onskomitee der FIFA füreine 
Änderung dieser Regelung 
anzusetzen. Dies geht aus 
der Antwort der Bundesre- 
gierung auf vier in der letzten 
^oche gestellten schriftli- 
Cr,en Einzelfragen hervor. 

Ohne   die   Möglichkeit, 
Rejsen mit garantierten Ein- 

J-r'ttskarten auch im Voraus 
uchen zu können, wird aber 
e deutsche Tourismuswirt- 

Scr>aft die erwarteten 5 Mio. 
2Ljsätzlicher   Übemachtun- 
^en  kaum  realisieren  kön- 
en- Besucher aus dem Aus- 

Kiaus Brähmig 

land werden dann voraus- 
sichtlich meist nur zum je- 
weiligen Spiel an- und kurz 
danach wieder abreisen. Die 
ursprünglich erhoffte nach- 
haltige Stärkung dertouristi- 
schen Wertschöpfungskette 
von den Verkehrsunterneh- 

men über die Hotellerie und 
Gastronomie bis hin zu den 

Trägern der Kultur bliebe 
dann weitgehend aus. Dies 
ist auch keine künden- und 

mittelstandsfreundliche Lö- 
sung für den Vertrieb der 
Eintrittskarten, mit der wie 
eigentlich geplant auch die 

mittelständische Hotellerie 
und Gastronomie sowie Feri- 
enregionen außerhalb der 
WM-Städte durch entspre- 

chende Angebote beteiligt 
werden können. 

Die Entscheidung, Ein- 
trittskarten nur an Endkun- 

den zu vertreiben, hat im 
übrigen auch schon bei den 
Olympischen Spielen 2004 
in Athen dazu beigetragen, 

ANGELA MERKEL ZU BESUCH IN PRAG 

D'e Partei- und Fraktions- 
^rsitzende Angela Mer- 
ke' hat in einer Grundsatz- 
^ede in Prag eine EU-weite 
teuerharmonisierung ab- 

lehnt. 
Man dürfe Neu-Mitglie- 

erder Europäischen Union 
nicht   als   "Steuerdumper" 
Verunglimpfen, nur weil man 
lcr"t in der Lage sei, im eige- 
en Land ein gutes Steuer- 

^s*em zu schaffen, sagte 
Merkel am Mittwoch bei ei- 

r
ner Veranstaltung der Kon- 
^d-Adenauer-Stiftung   in 

ra8-   Alle   EU-Mitglieder 
üssten doch ein Interesse 

*ran haben, dass "Tsche- 
hler>   oder   die   Slowakei 

schnell auf die Bei- 
ne kommen" und 
nicht auf Trans- 
ferleistungen an- 
gewiesen blieben, 
betonte Merkel. 

Erneut warb 
Merkel anstelle ei- 
ner Mitgliedschaft 
der Türkei in der 
EU für eine Privi- 
legierte Partner- 
schaft der Europäischen 
Union mit der Türkei Eine 
Vollmitgliedschaft würde 
die EU überfordern und die 
Chance einer wirklichen po- 
litischen Integration Euro- 
pas verspielen. Zuvor war 
Merkel mit Premierminister 

Der tschechische Premierminister Stanislav Gross be- 

grüßt die CDU-Vorsitzende Angela Merkel in Prag. 

Stanislav Gross zusammen- 
getroffen. Auf dem Pro- 
gramm standen außerdem 
Gespräche mit Außenmini- 
ster Cyril Svoboda und dem 
Primasderkatholischen Kir- 
che in Tschechien, Kardinal 
Miroslav Vlk. 
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dass   die   erhofften   wirt- 
schaftlichen    Erfolge    dort 
nicht eingetreten sind - was 
die Bundesregierung in ihren 

Antworten noch nicht ein- 
mal kommentieren will, ge- 

schweige denn  als Anlass 
sieht, ihrerseitsauf Änderun- 

gen  der  Verkaufsregelung 

hinzuwirken. Und im Gegen- 
satz   zur   Bundesregierung 

befürchtet sogar der Chef 
des  Organisationskomitees 

Franz   Beckenbauer,   dass 
durch die geplante Regelung 
zum Kartenverkauf der Fuß- 
ball-WM ein Schwarzmarkt 

nicht  zu  verhindern  sei  - 
nicht nur unter Fußballfans 
und sportlich interessierten 

Touristen dürfte dies ein po- 
sitives Deutschlandbild nicht 
gerade fördern. 

Klaus Brähmig ist der Vor- 
sitzende der AG Tourismus. 

Digitale Signatur 
muss endlich voran- 

kommen! 

Stellungnahme zum Ent- 
wurf eines Ersten Gesetzes 
zurÄnderungdesSignatur- 

gesetzes: 
Die schnelle Verbreitung 

der qualifizierten elektroni- 

schen Signatur ist unabding- 
bare Voraussetzung und trei- 
bende Kraftfüreinen Innova- 
tionsschub für e-commerce, 
e-health und e-government. 

Nur mit einfachen und kla- 

Martina Krogmann 

ren Regeln für die Sicherheit 
der Nutzer und der Anbieter 

wird sich die digitale Signa- 
tur durchsetzen. Für eine er- 
höhte Akzeptanz bei den 
Nutzern müssen zudem end- 
lich die Ausgabemodalitäten 

vereinfacht werden. Die Sig- 
naturkarte muss einfach, ra- 
tionell und kostengünstig 
ausgestellt werden können. 
Dieses Ziel verfehlt die von 
der Bundesregierung vorge- 

legte Änderung des Signa- 
turgesetzes jedoch erneut. 

Es bleibt völlig unklar, ob 
Banken und Sparkassen für 
die Ausstellung einer qualifi- 
zierten elektronischen Signa- 
tur auf die sowieso bei der 
Kontoeröffnung erfolgte 
Identifizierung der Person 
zurückgreifen dürfen. Die 
Bundesregierung selbst ist 
sich indieser Frage nichteinig 
und vermeidet daher eine 

entsprechende Klarstellung 
im Gesetz. Die absurde Folge 
ist, dass die Anbieter auch 
danneineerneute Identifizie- 

rung vornehmen müssen, 

wenn sie für die Kontoeröff- 
nung schon eine gemacht ha- 
ben. Dies kann nicht so blei- 
ben: Die Signaturkarten wür- 
den weiter teuer bleiben, der 
Aufwand für Bürger und Zer- 
tifizierungsdiensteanbieter 

bliebe hoch. Solche Vor- 
schriften hemmen dieschnel- 

le Verbreitung der elek- 
tronischen Signatur auch 
weiterhin. Wir fordern, dass 
der Zertifizierungsdienste- 

anbieter die Möglichkeit ha- 
ben muss, mit Einverständnis 
des Antragstellersauf bereits 

erfolgte Zertifizierungef1 

zurückgreifen zu können. 
Martina Krogmann is1 

die Internet-Beauftragte der 

Bundestagsfraktion. 

Aktiver Sterbehilfe 
keine Tür öffnen 

Erklärung zur Initiative dßS 

Marburger Bundes gegen 

aktive Sterbehilfe: 
Der    Marburger    Bund 

beschäftigt   sich   auf  &' 
ner diesjährigen HauptV^ 

Sammlung mit dem Them 

„aktive    Sterbehilfe".    °e 

Bun-desverband der ang 
stellten     und     beamtet^ 

Ärzte in Deutschland wen 

det sich ausdrücklich gege.n 

eine Legalisierung der aK 

ven Sterbehilfe. 
Wir begrüßen die neue ln 

itiative des Marburger Bu 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

no"ias Rachel 

es- Die Erfahrungen in den 

^derlanden   und   Belgien 
haben gezeigt, dass die ak- 
tlve Sterbehilfe keine akzep- 
table Lösung ist. Grund für 

^Inanspruchnahme aktiver 
Sterbehilfe   ist   regelmäßig 
*lr,e   unzulängliche   Pflege, 

blende   menschliche   Be- 
euung, mangelnde medizi- 
lsche Versorgung und sozia- 

er Druck, der von der Gesell- 
chaft und Angehörigen auf 
rar>keausgeübtwird.Eutha- 
asie kann daher als eine 

ge der Verweigerung me- 

^'nischer    und    mensch- 
^er Zuwendung gelten. 
statt der aktiven Sterbe- 

ns die Türen zu öffnen, for- 
^n die Fraktion eine Stär- 
^Un§   der   Palliativmedizin 
..     des  Hospizwesens.Auf 
«se Weise kann menschen- 
Urdiges Leben bis zuletzt 

8ewährleistet werden. 

pr chel  ist der 

qij
aktionssprecher in der En- 

1^ ^"Kommission„Ethikund 
cht der modernen Medizin". 

Schily steht vor 
Scherbenhaufen 

Erklärung zur Verständi- 
gungder EU-Innenminister 
auf zwei biometrische 
Merkmale in Reisepässen 
der Bürgerder EU: 

Nach monatelanger De- 
batte haben sich die EU-In- 

nenminister darauf geeinigt, 
zukünftig in Pässen zwei bio- 
metrische Daten in einem 

Chip zu speichern. Neben 
dem Fingerabdruck soll auch 
ein digitalisiertes Foto Be- 
standteil der Pässe sein. 

Otto Schily hat auf EU- 
Ebene  diese   Entscheidung 

forciert. Das ist gut so. Leider 
kennt  der  Minister offen- 
sichtlich die Genese seiner 
eigenen Gesetze nicht mehr: 
Auf Druck der Grünen hatte 
Schily bei den sog. Anti-Ter- 
rorpaketen im Pass- und Per- 
sonalausweisgesetz      eine 
Formulierung gewählt,  die 
eine Kombination verschie- 

dener biometrischer Merk- 
male nicht zulässt. Das passt 
nicht zusammen. 

Bereits bei der 
Diskussion um die 

Anti-Terrorge- 
setze     hat    die 
CDU/CSU-Bun-   | 
destagsfraktion 
denBundesinnen- 
ministeraufgefor- 
dert, den Weg für 

eine LÖSUng imeu-     Hartmut Koschyk 

ropäischen Sinne frei zu ma- 
chen: Die Einführungvon bio- 
metrischen Merkmalen in 
Pässen ist nur dann sinnvoll 
und erhöht die Sicherheit, 
wenn mindestens zwei bio- 
metrische Merkmale kombi- 
niert werden. Die Fälschung 
des Fingerabdrucks ist mög- 
lich, die parallele Fälschung 
auch des Gesichtsfeldes ist 
nahezu ausgeschlossen. 

Jetzt rächt sich die Ver- 
weigerung der Grünen. Schi- 
ly steht vor einem Scherben- 
haufen. Wenn der Innen- 
minister die von ihm favo- 
risierte europäische Lösung 
mit zwei biometrischen 
Merkmalen in Deutschland 
umsetzen will, wird er wieder 
auf den uneinsichtigen und 
ideologisch motivierten Wi- 

derstand der Grünen treffen. 
Völlig unbeantwortet 

bleibt bei Schily zudem die 
Frage, inwieweit die Biome- 

trie auch als Mittel zur Fahn- 
dung eingesetzt werden 
soll. 

Ein Millionenaufwand für 
die Einführung lediglich ei- 
nes   biometrischen   Merk- 

Clemens Binninger 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

malsohne Berücksichtigung 

biometrischer Fahndungs- 
möglichkeiten ist Ver- 
schwendung von Steuergel- 

dern ohne Sinn und Ver- 
stand. Sicherheit macht man 
entweder ganz oder gar 
nicht! Die Grünen haben 
sich für gar nicht entschie- 
den und Schilys Vorhaben 
wird daran scheitern. 

Hartmut Koschyk ist der 
innenpolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 

tion, Clemens Binninger ist 
der zuständige Berichter- 

statter. 

Standortkommunen 

nicht im Regen stehen 
lassen 

Erklärung zu den von Ver- 
teidigungsminister Struck 

geplanten Standortschlie- 
ßungen und der anhalten- 
den Finanzkrise der Kom- 

munen: 
Die von der Union abge- 

lehnte Schließung von über 
100 Bundeswehrstandorten 
stellt die betroffenen Kom- 

munen vor enorme Aufga- 
ben und Ausgaben. Ange- 
sichts der kommunalen Fi- 

nanzkrise können die Fol- 
gen der rot-grünen Abzugs- 
pläne ohne ein Soforthilfe- 

programm vor Ort nicht ge- 
leistet werden. 

Die Standortkommunen 
haben ihre  Infrastruktur - 

* 

vom Straßenbau biszur Was- 
serversorgung - auf die Be- 
dürfnisse der anwesenden 
Truppe ausgerichtet. Der 
Bund darf sich deshalbseiner 
strukturpolitischen Verant 
wortung nicht entziehen. 

Außerdem wurden die 
Kommunen inden vergange- 

nen 6 Jahren von der Regie- 
rung Schröder so geschröpft, 

dass die kommunalen Inves- 
titionen völlig eingebrochen 
und die Defizite in den 
Kommunalhaushalten auf 

ein Rekordniveau angestie- 

gen sind. 
Wie stark die Kommunen 

inzwischen gezwungen sind, 
sogar laufende Ausgaben 
dauerhaft mit Kassenkredi- 
ten zu finanzieren, belegen 

die Daten der Kommunalfi- 
nanzstatistik. Allein im Jahr 
2003 sind diese um über 

5 Mrd. Euro auf 16,25 Mrd. 
Euro angestiegen und auch 
im ersten Quartal 2004 wei- 
ter auf 17,7 Mrd. Euro ange- 
wachsen.   Der   Bund   steht 

deshalb auch finanzpolitisch 
in einer Bringschuld und darf 

die Standortkommunen au* 

keinen Fall allein im Regen 

stehen lassen! 
Peter Götz ist der kom- 

munalpolitische Fraktions- 

sprecher. 

•M     BUCHTIPP 

Markus Karp, Udo Zoll- 
eis: Politisches Marke- 

ting; Münster: Lit-Ver- 
lag; 280 S., 19,90 EUR. 

Abnehmende ideologische 

Gegensätze, eine zuneh- 
mende Anzahl von Wechsel- 
wählern und die steigende 
Bedeutung von Massenme- 
dien zwingen die politischen 
Akteure, neue Wege des 
Dialogs mit der Wähler- 
schaft zu gehen. Das Politi- 
sche Marketing will dafür 

ein besseres Marktver- 
ständnis entwickeln, um <J,e 

Anliegen der Bürgerinnen 

und Bürger genauer erfas' 
sen und diesen besser ent- 
sprechen zu können. In die 
sem Sammelband geben d<e 

jeweiligen Beiträge aus der 
Politikberatung, Wissen- 
schaft und Praxis eine Ein' 
führung in die unterschied^ 

chen Aspekte des Pol'11' 
sehen Marketings aus dern 
Bereich der Wahlkamp'' 
führung, der Politischen 

Kommunikation und der ?° 

litischen Planung. Empf"e 

lung: Anregende Analyse 

und Denkanstöße. 
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...für die kalte Jahreszeit! 

Öffentlichkeitsarbeit 

MrtionstipP 
Setzen Sie für vorweihnachtliche Aktionen unseren beliebten Porzel- 

anbecher ein. Ob CDU-Veranstaltungen oder Straßencanvassing, er ist ideal für die kalte 
Jahreszeit. Laden Sie mit Kaffe oder Glühwein Bürger zum Verweilen und Gesprächen an 

ren CDU Stand ein. Verteilen Sie mit einem weihnachtlichen Gruß z.B unsere Kerzen- 
Lumpen. 

Sonderpreis 

Tasse „Jammert mir nichts vor, 

ich habe CDU gewählt" 

Bestell-Nummer: 9514 

Preis je 6 Stück: 5,00 € 
inkl. MwSt.: 5,80 € 

* u*e Fahrt und eine schöne Weihnachtszeit" - unter diesem Motto lassen sich der 
raßenatlas und der neue Eiskratzer bei Aktionen gleich mitverteilen. 

Sonderpreis 

Straßenatlas Deutschland 
Mit Durchfahrtsplänen der Ballungszentren 

Bestell-Nummer: 9260 
Preis je 10 Stück: 5,00 € 

inkl. MwSt.: 5,80 € 

CDU 

Al|e 

Eiskratzer 

Bestell-Nummer: 9890 

Preis je 70 Stück: 45,00 € 
inkl. MwSt.: 48,15 

Weihnachtlichen Artikel finden Sie auf den nächsten Seiten! 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Sonderpreis 

Weihnachts-CD 

Bestell-Nummer:9300 
Preis je Stück: 2,00 € 

inkl. MwSt: 2,32 € 

Sonderpreis 

Weihnachtsliederbuch 

Bestell-Nummer: 2867 

Preis je 
inkl. MwSt.: 9,28 € 

35I04 

Sonderpreis 

Kerzenstumpen 

Bestell-Nummer: 9700 

Preis je 24 Stück: 14,00 € 
inkl. MwSt.: 16,24 € 

BESTELLANSCHP1 

arvato logistics service^ 
Bertelsmann-Versandzentf |£j 

Postfach 1162.33759 VersjJ 

Telefax 052 41-8 0418 9 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann .de 

J 



Öffentlichkeitsarbeit 

Siegelmarke „CDU" 
ovale Silberfolie 34 x 25 mm, Rolle ä 100 Stück 

Bestell-Nummer:0307 
Preis je Rolle: 3,80 € 

inkl. MwSt.: 4,41 € 

Sonderpreis 

CDU-Geschenkband 
10mm x 25m 

Bestell-Nummer:0306 
Preis je Rolle: 4,00 € 

inkl. MwSt.: 4,64 € 

Sonderpreis 

CDU-Geschenkpapierrolle 
75cm x 10m 

blau: Bestell-Nummer:0302 
rot:   Bestell-Nummer:0303 

Preis je Rolle: 4,00 € 
inkl. MwSt.: 4,64 € 

Sonderpreis 

Sektflaschentasche 

blau: Bestell-Nummer:0304 
rot:   Bestell-Nummer:0305 

Preis je 25 Stück: 9,00 € 
inkl. MwSt: 10,44 € 
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UBG 
Postfach 1190 
53348 Rheinbach 
PVSt, DPAG 
Entgelt bezahlt. 

Die neue Wandzeitung 

Das ist die aktuelle Wandzeitung der CDU-Bundesgeschäftsstelle 

für Ihren Schaukasten oder Infostand. Sie kann von allen Kreis-, 
Stadt- und Ortsverbänden als Jahresabonnement beim UBG- 

Medienzentrum bestellt werden. 
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